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Dass es in Krisenzeiten in der Globalisierung keine Insel der Glückseligen gibt, müssen nun auch 
die Reformländer im östlichen Teil Europas lernen. Zunächst hoffte man dort noch, vom Ärgsten 
verschont zu bleiben: Die Banken im Osten handelten kaum mit „giftigen Papieren“ (Vetter; 
2008) und die jungen Marktwirtschaften wuchsen, beschleunigt durch die globale Expansion 
und Integration der Märkte, jahrelang ungebremst. Inzwischen haben die Auswirkungen der 
größten Finanzkrise auch in den Ländern Osteuropas die Realwirtschaft erreicht. Nach dem Hö-
henflug kam unerwartet schnell der Fall (siehe Tabelle 1, Seite 2). 
 
Estland gehört zu den EU-Mitgliedsstaaten, die stark unter den Folgen der internationalen Fi-
nanzmarktkrise leiden und deren Wirtschaft rasant abgestürzt ist. Die wichtigsten Branchen des 
Landes – Immobilien und Bauwirtschaft – sind nach Jahren des Booms ins Trudeln geraten. Viele 
Menschen verlieren ihre Jobs: Die Arbeitslosenquote stieg innerhalb eines Jahres von sechs auf 
derzeit zehn Prozent.  Die wirtschaftliche Talfahrt setzt sich dabei fort und ein lang anhaltender 
negativer Trend ist nicht mehr zu bestreiten: Das BIP brach 2008 um 3,5 Prozent ein, im letzten 
Quartal um 9,7 Prozent. Im ersten Quartal 2009 war der Rückgang mit 15,6 Prozent der höchste  
Zwanzig Jahre nach Einführung der Marktwirtschaft in Osteuropa stehen die jungen Volkswirt-
schaften vor ihrer ersten Bewährungsprobe. Nach jahrelangem Wirtschaftswachstum hat die 
Krise auch den Osten Europas eingeholt. Allerdings zeigt sich kein einheitliches Bild. Länder, die 
einem liberalen und stabilitätsorientierten Kurs gefolgt sind, haben die Turbulenzen besser als 
andere überstanden. Liberale Lösungs- und Reformkonzepte, die von Partnern der Stiftung in 
Osteuropa propagiert werden, stoßen dagegen in den meisten westeuropäischen Ländern, allen 
voran Deutschland, auf taube Ohren. Dadurch droht nicht nur ein Abbau der gerade in Krisen-
zeiten besonders notwendigen europäischen Solidarität, sondern auch ein Bruch mit den 
Grundprinzipien der marktwirtschaftlichen Ordnung des Binnenmarktes. 




seit 1994. Für die außergewöhnlich schlechten Zahlen wird u. a. ein starker Konsumrückgang 
auf dem Binnenmarkt verantwortlich gemacht. 
 
Tabelle 1)  Wirtschaftliches Wachstum in der EU im Vergleich zum Vorjahr 
 
  2006 2007 2008 20091) 20101) 
EU (27 Staaten) 3.1 2.9 0.9 -4.0 -0.1 
EU (25 Staaten) 3.1 2.9 0.8 -4.0 -0.1 
Bulgarien 6.3 6.2 6.0 -1.6 -0.1 
Tschechische Republik 6.8 6.0 3.2 -2.7 0.3 
Estland 10.4 6.3 -3.6 -10.3 -0.8 
Irland 5.7 6.0 -2.3 -9.0 -2.6 
Griechenland 4.5 4.0 2.9 -0.9 0.1 
Lettland 12.2 10.0 -4.6 -13.1 -3.2 
Litauen 7.8 8.9 3.0 -11.0 -4.7 
Ungarn 4.0 1.2 0.6 -6.3 -0.3 
Polen 6.2 6.6 5.0 -1.4 0.8 
Rumänien 7.9 6.2 7.1 -4.0 0.0 
Slowenien 5.9 6.8 3.5 -3.4 0.7 






Lettland, den einstigen „Tiger“ unter den baltischen Staaten, hat die Wirtschafts- und Finanzkri-
se im internationalen Vergleich am stärksten getroffen. Noch 2007 hatte die lettische Wirtschaft 
mit 10,3 Prozent das höchste Wachstum in Europa ausgewiesen. Im letzten Quartal 2008 
schrumpfte sie dagegen auf dramatisch 0,3 Prozent – die seinerzeit tiefste Rezession in der EU. 
Der Einzelhandel ging zuletzt um 20 Prozent zurück, stärker als sonst irgendwo in der EU. Trotz 
eines im Dezember 2008 freigegebenen IWF/EU-Kredites in Höhe von 7,5 Milliarden Euro wird 
für Lettland im laufenden Jahr ein BIP-Einbruch von bis zu 15 Prozent erwartet. 
 
In Ungarn ist die Lage so dramatisch, dass der IWF, die Europäische Zentralbank und die EU  
Ungarn bereits mit einem Kreditpaket von 20 Milliarden Euro vor dem Staatsbankrott retten 
mussten. Das Wirtschaftswachstum des Landes befand sich jedoch schon vor der Krise im Ab-
wärtskurs. Das BIP stieg 2007 um 1,1 Prozent, 2008 nur um 0,3 Prozent und für 2009 wird ein 
Einbruch von minus 3,3 Prozent prognostiziert. Der Schuldenstand (gemessen am BIP) erhöhte 
sich von 65,8 Prozent (2007) auf 72,2 Prozent (2008) und dürfte 2009 auf 75,9 Prozent steigen.       
 
Im internationalen Vergleich schien Polen lang von der internationalen Wirtschaftskrise unbe-
rührt geblieben zu sein. Inzwischen kündigen sich ihre Auswirkungen jedoch mit zeitlicher Ver-
zögerung an, sind jedoch schwächer als in anderen osteuropäischen Staaten. Besorgnis erregt  
 




die steigende Arbeitslosigkeit. Während das gesamte Jahr 2008 von einem beachtlichen Rück-
gang der Beschäftigungslosigkeit geprägt war und in der zweiten Jahreshälfte erstmals nach der 
politischen Wende mit 7,4 Prozent eine Arbeitslosenquote im einstelligen Bereich ausgewiesen 
wurde, rechnet man für 2009 mit einem Anstieg.  
In Bulgarien trifft die Rezession die Wirtschaft erst jetzt so richtig. Zum ersten Mal seit zwölf 
Jahren sank die Wirtschaftsleistung in diesem Jahr zwei Quartale hintereinander, allein von April 
bis Juni ist sie im Vergleich zum Vorjahr um 4,8 Prozent geschrumpft. Das Finanzierungsdefizit 
dürfte zum Jahresende 1,3 Milliarden Euro erreichen (Lambreva, n-ost, 28.8.2008). 
 
Schaut man über die Grenzen der EU in der Region hinaus, ist die Lage häufig noch schlimmer. 
Serbien zählte in den letzten Jahren zwar zu denjenigen auf dem Westbalkan, die nennenswerte 
Wachstumsraten des Bruttoinlandsprodukts aufzuweisen hatten; dieses Wachstum wird im lau-
fenden Jahr aber sicherlich beendet werden und könnte in eine Rezession abgleiten. 
 
Das Wachstum von zuletzt immerhin fünf bis sechs Prozent vermochte jedoch die strukturellen 
Defizite nicht zu überdecken. Dazu gehören ein sehr beträchtliches Leistungsbilanzdefizit, mit 
Autozulieferung und Produkten der Grundstoffindustrie eine schwache Exportbasis, die übermä-
ßige Abhängigkeit von ausländischen Direktinvestitionen und eine aufgeblähte öffentliche Ver-
waltung. Das bemerkenswerte Haushaltsdefizit wurde durch die Geldpolitik des Landes nicht 
bekämpft, sondern noch forciert. Nunmehr ziehen sich die ausländischen Geldgeber zurück und 
es kommt zu einem ständig steigenden Kapitalmangel.  
 
Die Ukraine ist eines der von der Wirtschaftskrise am stärksten betroffenen Länder in Osteuropa. 
Die Industrieproduktion ging im 1. Quartal 2009 um 31,9 Prozent zurück. Der Leiter des renom-
mierten Instituts für Wirtschaftsforschung und Politikberatung (IER) in Kiew, Ihor Burakowsky, 
geht davon aus, dass das Bruttoinlandsprodukt im gesamten Jahr 2009 um ca. 12 Prozent sinken 
wird. Dies ist eine dramatisch hohe Zahl, vor allem wenn man sich die hohen Wachstumsraten 
von 7,9 Prozent noch im Jahr 2007 in Erinnerung ruft. 
 
Auch Russland durchlebt derzeit eine schwere Wirtschaftskrise. In diesem Jahr wird durch den 
IMF mit einem Rückgang des Bruttosozialprodukts von sechs Prozent gerechnet. Es gibt russi-
sche Schätzungen, die noch höher liegen. Besonders dramatisch ist der Rückgang der Industrie-
produktion, der bei ca. 20 Prozent liegt, im Maschinenbau sind es sogar ca. 50 Prozent. Der Ru-
bel verlor gegenüber dem Euro annähernd 30 Prozent seines Wertes, gegenüber dem US-Dollar 
deutlich mehr. Die Inflationsrate liegt derzeit zwischen 13 und 14 Prozent. Die Arbeitslosigkeit 
liegt nach offiziellen Angaben bei 8,5 Prozent und steigt dramatisch an, wenn auch regional 
sehr unterschiedlich. Dabei wird Russland durch zwei parallel wirkende externe Faktoren gleich-
zeitig getroffen: Den dramatischen Rückgang der Rohstoffpreise für russisches Gas und Öl und 
das Austrocknen der internationalen Kreditmärkte im Kontext der internationalen Finanz- und 
Wirtschaftskrise.1 
 
                                               
1 Weitere Informationen zu den Auswirkungen der Finanzkrise in Osteuropa finden Sie im  FNF MSOE Spezial-
Newsletter der Region: http://freiheit.org/files/786/Newsletter_MSOE_Special_Edition.pdf) sowie in der Publikati-
on "How to do it: Lessons from Successful Liberal Reforms in Central and Eastern Europe" 
http://www.freiheit.org/files/537/Reforms_in_CEE_2008_low_1.pdf . 
 




Besonders schmerzhaft ist dabei, dass die Krise durch 
versiegende Kreditströme und eine drastisch gesunkene 
Nachfrage aus dem Westen zu einem großen Teil von dort 
importiert worden ist. Stark gestiegen sind seitdem eine 
hohe und teure Schuldenlast, Haushaltsdefizite, Arbeitslo-
sigkeit und sozialer Unmut. Die politischen Erschütterungen 
blieben nicht lange aus; in Lettland, Tschechien und Ungarn 
stürzten sogar die Regierungen über die Krise. 
 
Lettland, Proteste in Riga, Januar 2009 
 
 
Ausmaß der Krise auch selbstverschuldet 
 
Die Entwicklung in Osteuropa verläuft jedoch nicht einheitlich. Vor allem in jenen Ländern, wo 
man, geblendet durch Boomphasen in wenigen Branchen, notwendige Reformen auf die lange 
Bank schob, wo Staat und Bürger zunehmend auf Pump lebten, wo marode Strukturen in Staat 
und Wirtschaft nicht modernisiert wurden und wo man die stabilitätspolitischen Zügel schleifen 
ließ, schlägt die Krise heute besonders hart zu. 
 
So gilt als Ursache der dramatischen lettischen Misere, dass das Land jahrelang über seine Ver-
hältnisse lebte und der Boom auf tönernen Füßen, d. h. auf durch Kredite finanzierten Konsum 
und einer Immobilienblase basierte. 
 
In Ungarn ist zumindest ein Drittel der Probleme hausgemacht, wie selbst ungarische Regie-
rungspolitiker bekennen. In Wirklichkeit rächt sich in Ungarn derzeit vor allem, dass das Land 
seinen Aufschwung jahrelang auf Pump finanziert hat.    
 
Serbien hat es in der Vergangenheit nicht verstanden, die Privatisierungserlöse zu nutzen, um 
seine strukturellen ökonomischen Defizite durch Investitionen gezielt zu vermindern. Vielmehr 
sind Privatisierungserlöse vornehmlich in den Konsum geflossen und verzehrt worden. Diese 
Konsumgewohnheit, mehrheitlich auf Kreditbasis, macht jetzt dem Land besonders zu schaffen. 
 
Die Schrumpfung der russischen Industrieproduktion (ohne Rohstoffförderung) begann schon im 
Januar 2008 und setzte sich mit einem kleinen Zwischenhoch von April bis Juni bis heute fort. 
Das Wirtschaftswachstum im letzten Jahr wurde also ausschließlich von den steigenden Roh-
stoffpreisen getragen, die die Schrumpfung fast aller anderen Wirtschaftszweige kompensierten. 
Das ist darauf zurückzuführen, dass die ohnehin sehr schwache Kapitalbasis der russischen Wirt-
schaft in starkem Maße auf den Rohstoffsektor konzentriert ist. Das russische Bankensystem ist 
bis heute sehr kapitalschwach, die Kredite ausländischer Banken konzentrierten sich auf die 
(vermeintlich) krisensicheren Bereiche Rohstoffe und Bau. Die immer wieder, auch von Seiten 
der russischen Regierung, geforderte Diversifizierung hat kaum stattgefunden, viele Industrieun-
ternehmen sind bis heute ineffizient. Das ist ein weiterer wichtiger Grund der Krise. 
 
Die Liste der Sünder und deren Sündenregister ließen sich weiter verlängern, nicht nur in Osteu-
ropa. 
 







Grundsätzlich stabilisiert die Mitgliedschaft in der EU die östlichen Mitgliedstaaten und erhöht 
deren Vertrauenswürdigkeit. Durch finanzielle Nothilfepakete unter Beteiligung der EU konnten 
zudem akute Zahlungsbilanzkrisen abgewendet und Konvergenzanstrengungen unterstützt wer-
den. Dadurch wurden auch Gläubigerkrisen in (westlichen) EU-Mitgliedsländern vorerst abge-
wendet, deren Banken sehr hohe Verbindlichkeiten in Osteuropa unterhalten (Lang, Schwarzer; 
2009). 
 
Die häufig als Stabilitätsanker gepriesene Mitgliedschaft in der Europäischen Union und in der 
Eurozone muss jedoch nicht zwangsläufig segensreich sein. Stabilitätspolitische Grundsätze 
wurden schnell über Bord geworfen, vor allem in Deutschland und Frankreich. Und auch die Eu-
ropäische Kommission opferte ihre Rolle als Hüterin des Europäischen Stabilitätspakts und des 
Wettbewerbsregimes zugunsten einer neuen Rolle als Retterin der Wirtschaft, indem sie aus 
Vernunft gesetzte Grenzen für neue Schulden und nationale Subventionen aufweicht: Die ge-
priesenen Stabilitätsanker wurden in der Krise eingeholt (Göbel, 2009).  Davor hatten die Libera-
len im Europäischen Parlament mehrfach ausdrücklich gewarnt (Bowles, eldr; 2.4.2009). 
 
Das sich jetzt schneller und schneller drehende Subventionskarussell befördert nicht nur Renati-
onalisierungstendenzen, die den Grundprinzipien des Binnenmarktes entgegenwirken, sondern 
verstärkt auch wieder das wirtschaftliche Gefälle zwischen West und Ost. Umso skeptischer ste-
hen die östlichen Länder den Subventionen gegenüber, die die reichen Nachbarn im Westen der 
eigenen Wirtschaft aktuell angedeihen lassen (Frasch, 2009).  
 
 
Staatsverschuldung führt in die Sackgasse 
 
Gerade Deutschland hat als größtes Mitgliedsland und früherer Motor der Ost-Erweiterung der 
EU sowie aufgrund seiner großen wirtschaftlichen Bedeutung für die östlichen Reformländer 
eine zentrale Verantwortung für deren Entwicklung. Dies auch wohlverstanden aus eigenem 
Interesse. Stattdessen gibt die Bundesregierung ein sehr schlechtes Beispiel, das jeder Reform-
orientierung widerspricht: Statt der angekündigten Nullverschuldung wird der Weg in den 
Schuldenstaat fortgesetzt. Die Neuverschuldung steigt rapide, die Maastricht-Kriterien bleiben 
über Jahre Makulatur (SPIEGEL-ONLINE, 8.7.2009). 
 
Im Zeitraum 2006-2009 sind die Ausgaben des Bundes um rund 44 Mrd. Euro auf über 300 Mrd. 
Euro gewachsen. Mit einem zweiten (!) Nachtragshaushalt steigen die Bundesausgaben in 2009 
gegenüber 2008 um über 13 Mrd. Euro. Ursachen hierfür sind jedoch nicht nur die Wirtschafts- 
und Finanzkrise, sondern ebenso die enormen Ausgabensteigerungen der vergangenen Jahre, 
rechnet der liberale Vorsitzende der Haushaltsausschusses des deutschen Bundestages Otto Fri-
cke vor (Fricke; 2009). Das deutsche Wirtschaftswunder sei zu „Wirtschaftsblunder“ verkommen, 
spottet der Economist (8.8.2009).  Inzwischen schrumpfte die deutsche Wirtschaft mit 6,9 Pro-








Die milliardenschwere Konjunkturbelebungspakete werden sich, wie die Abwrackprämie, als teu-
re Strohfeuer erweisen, die einzelne Wirtschaftszweige fördern und andere dadurch diskriminie-
ren. Auch stellte sich die erhoffte politische Wirkung in Wahlkampfzeiten nicht ein:  Der Bürger 
sieht längst nicht mehr ein, dass er den Neukauf eines französischen oder japanischen PKW sei-




Die gesamte gesamtwirtschaftliche Robustheit, die finanzielle Solidität und auch die sozialöko-
nomischen Gegebenheiten variieren stark zwischen den östlichen Ländern, weil deren Transfor-
mationspfade und Reformpolitik in den letzten zwei Jahrzehnten mitunter deutlich voneinander 
abwichen. (Lang, Schwarzer; 2009)  In jenen Ländern, wo die Wirtschafts- und Finanzpolitik eine 
liberale und stabilitätsorientierte Handschrift zeigt, war man nicht nur gegen die Auswirkungen 
der globalen Krise besser gewappnet, sondern hat auch größere Chancen, schneller wieder aus 
der Talsohle herauszukommen. Die Krise könnte sogar als heilsamer Schock genutzt werden, wo 
es zu konjunkturellen Überhitzungen und Fehlallokationen von Ressourcen kam. 
 
Vor allem liberale Think Tanks in Osteuropa, die Partner der Stiftung sind, 
haben wichtige Vorschläge für notwendige Strukturformen als wirksamste 
Anti-Krisenmaßnahmen gemacht. Für Ruta Vainiene, Präsidentin des Lithua-
nian Free Market Institute (LFMI) in Vilnius, sind zuallererst die drei absolu-
ten „NOs“ wichtig:  Keine Konjunkturpakete, keine „bail-outs“ und keine pro-
tektionistischen Maßnahmen!  
 
Stattdessen empfiehlt die liberale Ökonomin eine Reform der Zentralbankpo-
litik zur Drosselung eines ungehinderten Kreditflusses. Auch eine Konsolidie-
rung der Staatsfinanzen als Schuldenbremse in Verbindung mit einer Steuer-  
Ruta Vainiene        entlastung ist für sie wichtig. Daneben sollten die Liberalisierung der Arbeits- 
                             märkte sowie eine Reform der öffentlichen Sozialversicherungssysteme in 
Angriff genommen werden. Freihandel sei gerade in der Krise wichtig, da Protektionismus nur 
die wettbewerbsschwachen Wirtschaftszweige schütze, die keine wachstums– und beschäfti-
gungswirksamen Potenziale mehr entfalten könnten. 
 
Svetla Kostadinova, Geschäftsführende Direktorin des liberalen Institute for Market Economics 
(IME) in Sofia, pflichtet ihrer Kollegin in Vilnius bei. Für sie geht es um eine grundsätzliche Be-
schränkung der Rolle des Staates, gerade in Zeiten einer Krise, durch eine Beschränkung der 
Staatsausgaben, weniger Regulierung und die Verbesserungen der Investitionsbedingungen für 
die Privatwirtschaft. Erst kürzlich hatte das IME für eine Studie über die Wohlstandseffekte des 
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Die aktuelle Lage 
 
Dass diese Vorschläge in der Region nicht nur auf taube Ohren stoßen, zeigt die aktuelle Ent-
wicklung. (Übersicht von Dr. Borek Severa, Leiter des FNF Büros in Prag): 
 
Estland, das seit dem Ende der neunziger Jahre einen Wirtschaftsboom sondergleichen erlebte 
und wo Neuverschuldung gesetzlich verboten ist, hat mehr Reserven als z.B. der lettische Nach-
bar. In guten Zeiten hatte Estland Rücklagen geschaffen – zehn Prozent des Bruttoinlandspro-
dukts. Die Krise führte zudem zum Rückgang der Inflation von zehn Prozent im Jahr 2008, auf -
0,6 Prozent im ersten Quartal 2009. Diese Entwicklung will die Regierung zur beschleunigten 
Einführung des Euro nutzen. 
 
An der von Regierungschef Andrus Ansip wegen des schweren Konjunktur-
abschwungs verordneten harten Sparpolitik zerbrach Mitte des Jahres die 
Koalition von Ansips liberalkonservativer Reformpartei mit den Sozialdemo-
kraten. Diese wollten einer Kürzung der Sozialleistungen nicht zustimmen.  
Koalitionsverhandlungen mit der bäuerlichen Volksunion scheiterten aus 
ähnlichen Gründen.   
   
 
 Andrus Ansip, der liberale Premierminister Estlands 
  
Ansip steht inzwischen an der Spitze einer Minderheitsregierung, die mittels eines Sparpakets in  
Höhe von 435 Millionen Euro das gesamtstaatliche Defizit unter drei Prozent des BIP halten will. 
Sie lehnt nach wie vor Steuer- und Gebührenerhöhungen zu diesem Zweck ab.  Vorgesehen sind 
dagegen Ausgabenkürzungen, u. a. durch die Senkung der Arbeitslosenunterstützung und die 
Kürzung von Sozialleistungen. Weiter ist eine Reduzierung der Löhne und Gehälter im öffentli-
chen Sektor geplant. Ein liberales Reformpaket von „7 Schritten“ soll Estland wieder auf den 
gewohnten Wachstumspfad bringen. 
 
Noch stärker als die baltischen Nachbarstaaten sah sich das am Rande des Bankrotts stehende 
Lettland zu einem drastischen Sparkurs gezwungen: Die Regierung unter Ministerpräsident Val-
dis Dombrovski hat den Haushalt 2009 deshalb um weitere 500 Millionen auf 4,5 Milliarden Lat 
gekürzt, allerdings in einer Art nationalen Schulterschlusses mit Unterstützung aller in der 
Saeima vertretenen Parteien. Lohnkürzungen von weiteren bis zu 20 Prozent bei den öffentlich 
Bediensteten sind vorgesehen, die Investitionen im Straßenbau sollen zurückgefahren und der 
Sozialetat um weitere 35 Millionen Lat zusammengestrichen werden. U. a. soll das Kindergeld 
für berufstätige Eltern um 50 Prozent reduziert werden. Und dies trotz des steigenden Unmuts 
der Bevölkerung über diese Sparpolitik, denn Riga hatte schon vor einigen Monaten die Gehälter 
im öffentlichen Dienst um ein Viertel gesenkt. Im Privatsektor wurden sogar Gehaltskürzungen 
um bis zu 50 Prozent vereinbart, um wenigstens einen Teil der bedrohten Arbeitsplätze zu ret-
ten, zumal die Arbeitslosigkeit seit 2007 von 5 auf 14 Prozent gestiegen ist. Die Regierung be-
schloss zudem, die Mindestlohngrenze von monatlich 180 auf 140 Lat herabzusetzen, um Stel-









Obwohl Polen im I. Quartal 2009 als einziger EU-Mitgliedsstaat nach Angaben des Warschauer 
Statistischen Hauptamtes GUS noch ein Wachstum des Brutto-Inlandsprodukts von 0,8 Prozent 
auswies, hat die polnische Regierung die Prognose des BIP-Anstiegs für das Gesamtjahr 2009 
auf 0,2 Prozent reduziert. Bereits zuvor hatte sie Antikrisenmaßnahmen eingeleitet:  Sie verzich-
tete zwar auf große Konjunkturprogramme, billigte Anfang Juni aber ein „Gesetz über die Milde-
rung der Folgen der Wirtschaftskrise bei Arbeitgebern und Arbeitnehmern“. Das u. a. Sonderre-
gelungen im Arbeitsrecht sowie Richtlinien für die finanzielle Hilfe des Staates an Arbeitgeber 
enthaltende Gesetz wurde im Juli vom Parlament in Warschau verabschiedet, wird aber frühes-
tens im September in Kraft treten. Der Regelung zufolge sollen von der Krise betroffenen Unter-
nehmen ein halbes Jahr lang Kurzarbeit und Lohnkürzungen um jeweils bis zur Hälfte ermöglicht 
werden. 
 
Im Mai traten zudem die Maßnahmen des - 91 Milliarden Zloty starken - Antikrisenpakets in 
Kraft, das die polnische Regierungskoalition im Dezember 2008 geschnürt hatte: Die Staatsga-
rantien wurden für Bankeinlagen bis zu einer Höhe von 50.000 Euro erhöht, eine Absicherung 
von Krediten an kleine und mittlere Unternehmen durch die öffentliche Hand soll die Kreditver-
gabe unter den Banken wiederbeleben. Obwohl die polnischen Finanzinstitute praktisch nicht in 
die „Subprime-Krise“ verwickelt waren, spürte Polen indirekt die Folgen der Krise durch eine 
Verknappung der Kredite und den Rückgang der Nachfrage in den Märkten Westeuropas. 
 
Andere Länder tun sich schwerer. So stand die sich seit Jahresbeginn vertiefende politische In-
stabilität in Ungarn der Annahme von Antikrisenmaßnahmen im Weg. Gordon Bajnai, der an der 
Spitze einer Expertenregierung stehende Ministerpräsident dieses Landes, das die Finanzkrise 
wegen seiner noch immer hohen Staats- und Auslandsschulden mit voller Wucht traf, schrieb 
zwar jüngst an alle Parlamentsparteien des Landes und ersuchte sie um die Unterstützung bei 
der Aufstellung eines krisenkonformen Budgets für 2010, erhielt aber von Oppositionschef Viktor 
Orban umgehend eine klare Absage. Neuwahlen scheinen inzwischen unausweichlich zu sein.   
 
In Bulgarien hatte sich die liberale Nationale Bewegung für Wachstum und Stabilität (NDSV) als 
Juniorpartner einer von den Sozialisten geführten Koalition gemeinsam mit der konservativen 
Opposition für eine Kürzung der Sozialausgaben und gegen Lohnerhöhungen ausgesprochen. 
Allerdings hatte die Regierung im Vergleich zu 2008 die Staatsausgaben in 2009 noch auf 25 
Prozent erhöht, während die Einnahmen um 10 Prozent sanken. Nach dem Erdrutschsieg der 
rechtspopulistischen GERB bei den Parlamentswahlen Anfang Juli kündigte der neue Premiermi-
nister Bojko Borissov unpopuläre Maßnahmen an: Sozialzahlungen, Renten und Mindestlöhne 
sollen eingefroren werden. 
 
Für eine gesamteuropäische Bewältigung der Auswirkung der Finanzkrise bedarf es jener Solida-
rität, die an die Grundfeste einer über viele Jahrzehnte erfolgreichen freiheitlichen Marktord-
nung anknüpft: So viel Staat wie nötig, so viel Privatinitiative wie möglich. Dafür muss sich der 
Staat wieder auf seine Kernaufgaben beschränken und Bürgern sowie Unternehmen größtmögli-
che Entfaltungsfreiräume im ungehinderten Wettbewerb schaffen. Wachstum gibt es immer, 
man muss es nur finden können – und vor allem dürfen. 
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